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Befristeter Midijob-Arbeitsvertrag (kurze Version ohne Arbeitszeitkontenvereinbarung)
(Alle Seiten des Arbeitsvertrages sind durch entsprechende Heftung fest miteinander zu ver​binden, das lose Zusammenhalten mit einer Büroklammer genügt nicht. Die Vorlage ist auf die betriebsindividuellen Regelungen anzupassen und kann nicht schematisch übernommen werden. Hinweise in Klammern vor Ausdruck entfernen)

zwischen

...................................................................................

(firmenrechtl./gesellschaftsrechtliche Vertretungsbefugnis genau bezeichnen)
(nachfolgend kurz - Arbeitgeber - genannt, Anschrift)

und

Herrn .................................................................

(nachfolgend kurz - Arbeitnehmer - genannt, Anschrift, Telefonnummer)

besteht nachfolgender Arbeitsvertrag:

1.Befristung des Arbeitsverhältnisses und Probezeit/Midijob
Der Arbeitnehmer wird vom ............................ bis ..........................

als ................................................................................................. eingestellt.

Der Arbeitnehmer erklärt, dass weder zwischen den Parteien noch zwischen ihm und einem etwaigen Betriebsvorgänger des Arbeitgebers vor Arbeitsaufnahme dieses Arbeitsverhältnisses ein Arbeitsverhältnis bestanden hat. 

Das Arbeitsverhältnis beginnt mit einer Probezeit.

Die Probezeit beträgt 6 Monate.

Während der Probezeit kann das Arbeitsverhältnis beiderseitig mit einer Frist von 2 Wochen gekündigt werden. Die Kündigungsfrist beginnt frühestens mit Arbeitsantritt zu laufen.

Das befristete Arbeitsverhältnis endet zum angegebenen Zeitpunkt, wenn es nicht vor​her während der Probezeit oder danach gemäß Nr.4 dieses Vertrages gekündigt wurde.

Verlänge​rungen von befristeten Arbeitsverhältnissen sind im Rahmen der gesetzlichen Regelungen möglich. Die Be​fristung und Verlängerung be​darf gemäß den gesetzlichen Regelungen der Schriftform.

Auf ausdrücklichen persönlichen Wunsch des Arbeitnehmers erfolgt der derzeitige Einsatz als Teilzeitbeschäftigung gemäß § 20 Abs. 2 SGB IV im Rahmen eines Gleitzonenarbeitsverhältnisses. Im Hinblick auf die Vereinbarung der Tätigkeit als Beschäftigung in der Gleitzone erklärt der Arbeit​nehmer ausdrücklich

a) dass er derzeit in keinem weiteren sozialversicherungspflichtigen Beschäftigungsverhältnis steht bzw. die Zusammenrechnung mit allen über ein anrechnungsfreies geringfügiges Beschäftigungs​verhältnis bei einem anderen Arbeitgeber hinausgehenden geringfügigen Beschäftigungsverhält​nissen nicht zur Überschreitung der Grenze von 850,– EUR im Monat führt.

b) dass er die geplante Aufnahme eines weiteren Arbeitsverhältnisses dem Arbeitgeber unverzüglich mitteilen wird.
c) dass er Mitglied folgender Krankenkassen ist:
d) dass er alle sonstigen, sich aus der derzeitigen Rechtslage oder kommenden gesetzlichen Rege​lungen gegenüber dem Arbeitgeber ergebenden Informationsverpflichtungen stets ordnungsgemäß erfüllen wird.

e) dass er sich bewusst ist, dass er bei unwahren Angaben zum Schadenersatz verpflichtet ist. Dies betrifft insbesondere Nachforderungen von Steuern und Sozialversicherungsbeiträgen bei Verschweigen von Einkünften.
f)Der Arbeitnehmer wurde darauf hingewiesen, dass für die Bemessung des Arbeit-nehmerbeitragsanteils zur Rentenversicherung anstatt der Gleitzonenregelung auch das tatsächlich erzielte Entgelt berücksichtigt werden kann und er dadurch höhere Rentenanwartschaften erwirbt. Im Hinblick hie​rauf erklärt der Arbeitnehmer, dass er diese Zuzahlung zur Rentenversicherung aus seinem Bei​tragsanteil bis zur gesetzlichen Höhe
( zu seinen eigenen Lasten wünscht (Verzicht auf die Gleitzonenregelung).
 ( nicht wünscht (Anwendung der Gleitzonenregelung).
Der Arbeitnehmer wurde ferner darauf hingewiesen, dass der Verzicht auf die Gleitzonenregelung lediglich mit Wirkung für die Zukunft und bei mehreren Beschäftigungen innerhalb der Gleitzone nur einheitlich abgegeben werden kann sowie für die Dauer des Beschäftigungsverhältnisses bin​dend ist.

2.Arbeitszeit/Arbeitsort

Die regelmäßige wöchentliche Arbeitszeit beträgt…….Stunden.* Diese können regelmäßig oder unregelmäßig auf die Wochentage verteilt werden.*/Die regelmäßige monatliche Arbeitszeit beträgt……….Stunden.* Diese können regelmäßig oder unregelmäßig auf Wochen oder Tage verteilt werden.* (*nicht zutreffendes streichen)
Der Arbeitnehmer verpflichtet sich darüber hinaus aus betrieblichen Gründen im Rahmen der gesetzlichen Be​stimmungen Nacht-, Sonntags-, Feiertags- und Mehrarbeit zu leisten. 

Die Lage der Arbeitszeit und der Ort der Arbeitsleistung richten sich nach den Erfordernissen des Betriebes. Es wird auf die Not​wendigkeit der Öffnung der Verkaufsstellen/Cafés innerhalb der gesetzlich zulässigen bzw. zukünftig zulässi​gen Ladenöffnungszeiten/ Sperrzeitenregelungen und der damit notwendigen Lage der Arbeitszeit hingewiesen – dies auch an Samstagen, Sonntagen oder Feiertagen. Bei betrieblicher Notwendigkeit ist der Arbeitgeber berechtigt, im Rahmen der nach dem Ar​beitszeitgesetz gezogenen Grenzen kurzfristig Mehrarbeit anzuordnen.

Arbeitgeber und Arbeitnehmer sind sich darüber einig, dass der Arbeitnehmer keinen Anspruch gegenüber dem Arbeitgeber hat, mehr als die wöchentliche*/monatliche* (*nicht zutreffendes streichen) Regelarbeitszeit zu arbeiten. Dies gilt auch dann, wenn der Arbeitgeber den Arbeitnehmer mehrfach mit Überstunden beschäftigt und dabei keinen ausdrücklichen Vorbehalt erklärt hat.

3. Vergütung

Der Arbeitnehmer erhält einen Bruttostundenlohn in Höhe von EUR ........................... 

Es wird dem Nachtarbeitnehmer gemäß den gesetzlichen Bestimmungen für die während der Nachtzeit geleisteten Arbeitsstunden ein Zuschlag in Höhe von 25% auf den Bruttostundenlohn gezahlt*/eine angemessene Zahl bezahlter freier Tage gewährt*(*nicht zutreffendes bitte streichen – bitte unbedingt Merkblatt zu Nachtarbeit beachten! Wenn keine vergütungspflichtige Nachtarbeit für Nachtarbeitnehmer anfällt kann der vorstehende Satz gestrichen werden.) 

Für geleisteten Arbeitszeiten über die monatliche Regelarbeitszeit hinaus (Mehrarbeit) sowie Sonn- und Feiertagsarbeit erhält der Arbeitnehmer dieselbe Stundenvergütung je geleisteter Arbeitsstunde wie für Arbeitsstunden innerhalb der Regelarbeitszeit (Hinweis:Wenn im Betrieb abweichend von dieser Vorlage Zuschläge gezahlt werden, muss an dieser Stelle die entsprechende Regelung ergänzt werden – dann bitte auch Merkblätter Mindestlohn und Steuerfreiheit von Sonn-, Feiertags- und Nachtarbeitszuschlägen ergänzend beachten; Mehrarbeit muss nach dieser Vorlage monatlich mit der Regelstundenvergütung zusätzlich ausbezahlt werden).

Der Lohn wird monatlich nachträglich spätestens zum letzten Bankarbeitstag des Folgemonats ausgezahlt.

Ein Entgeltfortzahlungsanspruch bei vorübergehender Verhinderung gemäß § 616 BGB wird ausgeschlossen. Dies gilt ausdrücklich auch für die Inanspruchnahme von kurzfristiger Arbeitsverhinderung  nach dem Pflegezeitgesetz.

4. Kündigung

Das befristete Arbeitsverhältnis ist kündbar. Es kann von beiden Vertragsparteien mit den jeweils gültigen gesetzlichen Kündigungsfristen gekündigt werden.

Unberührt hiervon bleibt das Recht zur außerordentlichen Kündigung.

5. Hinweis auf Meldepflicht bei der Agentur für Arbeit

In Erfüllung seiner gesetzlichen Informationspflichten im Zusammenhang mit der vereinbarten Befristung dieses Arbeitsverhältnisses weist der Arbeitgeber den Arbeitnehmer darauf hin, dass 

· zur Aufrechterhaltung ungekürzter Ansprüche auf Arbeitslosengeld der Arbeitnehmer nach § 38 SGB III verpflichtet ist, sich spätestens drei Monate vor Beendigung des Arbeitsverhältnisses persönlich bei der Agentur für Arbeit arbeitssuchend zu melden. Liegen zwischen der Kenntnis des Beendigungszeitpunkts und der Beendigung des Arbeitsverhältnisses weniger als drei Monate (z. B. bei kürzerer Befristung, vorzeitiger Kündigung oder Vertragsaufhebung) hat die Meldung innerhalb von drei Tagen nach Kenntnis des Beendigungszeitpunkts zu erfolgen. Zur Wahrung der Frist nach den Sätzen 1 und 2 reicht eine Anzeige unter Angabe der persönlichen Daten und des Beendigungszeitpunktes aus, wenn die persönliche Meldung nach terminlicher Vereinbarung nachgeholt wird. Eine Verletzung dieser Pflicht kann zum Eintritt einer Sperrzeit führen.

· der Arbeitnehmer weiterhin verpflichtet ist, aktiv nach einer Beschäftigung zu suchen.

6. Gesetzliche Regelungen 

Des Weiteren, insbesondere bezüglich Entgeltfortzahlung bei Krankheit und Urlaubsanspruch, gelten die jeweiligen gesetzlichen Regelungen.

7. Ausschlussfrist

Alle gegenseitigen Ansprüche aus dem bestehenden Arbeitsverhältnis und solche die mit dem Arbeits​verhältnis in Verbindung stehen, müssen innerhalb von 3 Monaten nach Fälligkeit gegenüber der ande​ren Vertragspartei in Textform geltend gemacht werden. Nach Ablauf dieser Frist ist die Geltend​machung dieser Ansprüche ausgeschlossen. 

Dies gilt nicht für Ansprüche auf Vergütung der Arbeitsleistung in Höhe des jeweiligen gesetzlichen Mindestlohnes.

Diese Ausschlussregelung gilt nicht für die Haftung aus einer Pflichtverletzung für Schäden aus  der Verletzung des Lebens, des Körpers oder der Gesundheit sowie für eine Haftung für sons​tige Schäden, die auf einer vorsätzlichen oder grobfahrlässigen Pflichtverletzung beruht.

8. Schriftform

Mündliche Nebenabreden bestehen bei Abschluss dieses Vertrages nicht. Änderungen und Ergänzungen dieses Vertrages bedürfen zu ihrer Rechtswirksamkeit der Schriftform.

Der Arbeitnehmer erklärt, dass er den Arbeitsvertrag sorgfältig gelesen und verstanden hat.

Dieser Vertrag besteht aus  Seiten (unbedingt Seitenanzahl des Vertrags eintragen) und ist geheftet. Die Unterschrift gilt für alle Seiten des Arbeitsvertrags. 
Dieser Arbeitsvertrag wurde in zwei Ausfertigungen erstellt, von denen jeder Vertragsschlie​ßende eine Ausfertigung erhalten hat. 

............................................................, den .....................................................

....................................................     ......................................................................

Unterschrift  Arbeitgeber

Unterschrift Arbeitnehmer






……………………………………………….

 




des gesetzlichen Vertreters (bei Minderj.)

Haftungsausschluss:

Das Arbeitsrecht unterliegt einem laufenden Wandel. 

Vor allem das Gesetz zur Modernisierung des Schuldrechts erfordert besondere Aufmerksam​keit. Wegen des praktisch in letzter Minute in das Gesetz aufgenommenen 

§ 310 Abs. 4 BGB sind die seit dem 1. Januar 2002 dort integrierten Bestimmungen des AGB-Gesetzes auch auf Arbeitsverträge anwendbar, das heißt Formularmuster unterliegen der In​haltskontrolle dieser Bestimmungen. Dies führt dazu, dass die Rechtsprechung noch stärker in die inhaltliche Gestaltung von Arbeitsverträgen eingreift. Insbesondere werden Arbeitsvertragsklauseln immer stärker daran gemessen, ob diese den Arbeitnehmer unangemessen benachteiligen, was die Rechtssicherheit beeinträchtigt.

Unsere Vertragsformulare/Merkblätter wurden mit größter Sorgfalt erstellt; erheben aber insbesondere aufgrund der vorstehend dargestellten Rechtslage keinen Anspruch auf Vollständigkeit und Richtigkeit. Sie sind vielmehr als Orientierungs- und Formulierungshilfe zu verste​hen.

Betriebliche Gegebenheiten oder sonstige besondere Umstände des Einzelfalles können ebenfalls nicht berücksichtigt werden. Das Muster ist daher nicht von vorneherein auf spezielle Belange zugeschnitten. Wir empfehlen daher stets die individuelle Beratung durch unsere Geschäftsstelle.

Aus den dargelegten Gründen kann die Haftung für den Inhalt des Vertragsmus​ters nicht übernommen werden. Auch die Haftung für leichte Fahrlässigkeit ist grundsätzlich ausgeschlossen.

Bitte prüfen Sie regelmäßig die Aktualität der verwendeten Dokumente und beachten Sie unsere Verbandsmitteilungen.

Urheberrechtlicher Hinweis: Der Nachdruck, die Vervielfältigungen und die Weiter​gabe der Formulare ist nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Bäckerinnungsver​bandes Baden gestattet. 

Wir raten immer die vorherige Beratung durch den Bäckerinnungsverband Baden in Anspruch zu nehmen
· Bezüglich des Mindestlohngesetzes

· Bezüglich befristeter Arbeitsverträge

· Bezüglich Arbeitszeitkontenregelungen

· Bezüglich Weihnachtsgratifikation – bitte beachten, dass bei freiwilliger Zahlung und einmaliger Bezahlung wie in den Bäckereien üblich, keine Anrechnung auf den Mindestlohn erfolgen kann

· Bezüglich Nachtzuschlägen, Sonn- und Feiertagszuschlägen – bitte beachten, dass nach derzeitiger Rechtslage keine Anrechnung auf den Mindestlohn möglich ist

· Bitte beachten Sie, dass nach derzeitiger Rechtslage Sachbezüge bis zur Höhe des Mindestlohnes nicht anrechenbar sind.

beachten Sie die jeweils gesonderten Merkblätter und Vorlagen, die Sie über die Geschäftsstelle abrufen können.
Befristung von Arbeitsverträgen

Gemäß dem seit 21. Dezember 2000 geltenden Gesetz über Teilzeit- und Befristung (TzBfG)  ist die kalendermäßige Befristung eines Arbeitsvertrages ohne Vorliegen eines sachlichen Grundes bis zur Dauer von zwei Jahren zulässig; bis zu dieser Gesamtdauer von zwei Jahren ist auch die höchstens dreimalige Verlängerung eines kalendermäßig befristeten Arbeitsver​trages zulässig. Eine Befristung ist jedoch nicht zulässig, wenn mit demselben Arbeitgeber bereits zuvor ( egal zu welchem weit zurückliegenden Zeitpunkt ) ein befristetes oder unbe​fristetes Arbeitsverhältnis ( auch als Minijob-Arbeitsvertrag ) bestanden hat.

Bei einer Verlängerung eines befristeten Arbeitsverhältnisses ist zu beachten, dass die Ver​längerung vor Ablauf des zu verlängernden Vertrages vereinbart und nahtlos ohne jede Un​terbrechung fortgesetzt wird sowie auch die Arbeitsbedingungen (z. B. Arbeitszeit, Vergü​tung) nicht geändert werden. 

Zu unterscheiden von dieser Befristung ohne Sachgrund ist die Befristung mit Sachgrund 

gem. § 14 Abs. 1 TzBfG und die Befristung zur Vertretung bei schwangeren Mitarbeiterinnen gem. § 21 BerzGG. Für diese besonderen Befristungsfälle ist das vorstehende Formular nicht geeignet. Bitte setzen Sie sich diesbezüglich mit der Geschäftsstelle in Verbindung.
Mit Wirkung zum 1. Mai 2007 wurde die Befristungsregelung hinsichtlich älterer Arbeitnehmer neu gefasst. Nach der Neufassung ist die kalendermäßige Befristung eines Arbeitsvertrages ohne sachlichen Grund bis zu einer Dauer von fünf Jahren zulässig, wenn der Arbeitnehmer bei Beginn des befristeten Arbeitsverhältnisses das 52. Lebensjahr vollendet hat. Zusätzlich muss der Arbeitnehmer unmittelbar vor Beginn des befristeten Arbeitsverhältnisses mindestens vier Monaten beschäftigungslos i.S.d. § 119 Abs.1 Nr.1 SGB III gewesen sein, Transferkurzarbeitergeld bezogen oder an einer öffentlich geförderten Beschäftigungsmaßnahme nach dem SGB II oder SGB III teilgenommen haben. Bis zu einer Gesamtdauer von fünf Jahren ist auch die mehrfache Verlängerung des Vertrages zulässig. Auch für diesen besonderen Befristungsfall ist das vorstehende Formular nicht geeignet. Bitte setzen Sie sich diesbezüglich mit der Geschäftsstelle in Verbindung.









